
 
Kleine Anfrage 
der Abg. Merz, Roth und Faeser (SPD) vom 15.12.2010 
betreffend psychologische und psychiatrische Betreuung 
traumatisierter jugendlicher Flüchtlinge in Hessen 
und  
Antwort  
des Sozialministers 
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Hessischen 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst wie folgt: 
 
Frage 1.  Welche psychologischen und psychiatrischen Kriseninterventions-, Therapie-, 

Behandlungs- und Betreuungsmöglichkeiten für traumatisierte jugendliche Flücht-
linge bestehen in Hessen? 

 
In Hessen kümmern sich zwei Zentren bzw. Organisationen um die Beratung 
bzw. therapeutische Betreuung von traumatisierten unbegleiteten minderjäh-
rigen Flüchtlingen. Es handelt sich hierbei um das Evangelische Zentrum für 
Beratung und Therapie in Frankfurt am Main sowie den Frankfurter Ar-
beitskreis Trauma und Exil e.V. (FATRA) in Frankfurt am Main. Desweite-
ren sind verschiedene niedergelassene Kinder- und Jugendpsychologen und 
Ärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie in diesem Bereich tätig. Wenn dies 
erforderlich wird, erfolgt eine Unterbringung in entsprechenden Fachklini-
ken. 
 
Frage 2. Wie stellt sich aus Sicht der Landesregierung der Bedarf an solchen Möglichkeiten 

dar?  
 
Ein großer Teil der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge (umF) leidet 
unter traumatischen Erlebnissen, welche sie im Heimatland und/oder auf der 
Flucht erlitten haben. Es muss differenziert werden zwischen Beratungsbe-
darf, Therapiebedarf und Möglichkeiten der Krisenintervention. 
 
Während der Clearingphase ist es oftmals zunächst ausreichend, ein erstes 
Beratungsgespräch anbieten zu können, zumal die Traumatisierung sich zu 
ganz unterschiedlichen Zeitpunkten äußert. Therapien werden dann zumeist 
im weiteren Verlauf der Anschlussunterbringung in den Gebietskörperschaf-
ten durchgeführt, da der tatsächliche Bedarf häufig erst dann diagnostiziert 
wird. Im Laufe der ersten Integrationsphase (Schule und Umwelt) ist eine 
Therapie vor Ort durch Fachkräfte am sinnvollsten.  
 
Steigende Einreisezahlen würden auch einen steigenden Bedarf bedeuten.  
 
Frage 3.  Welche Maßnahmen wird die Landesregierung ergreifen, um ggf. weitere Angebo-

te zu schaffen? 
 
Fälle von Schwersttraumatisierungen sind aufgrund der vermehrten Einreise 
von somalischen Jugendlichen (insbesondere sog. "Kindersoldaten") erst im 
letzten Halbjahr 2010  in verstärktem Maße aufgetreten. Es gibt bislang nur 
Schätzungen bezüglich der Zahl der betroffenen Jugendlichen für 2010. 
Deshalb wird die Landesregierung zunächst den genauen Bedarf ermitteln, 
bevor sie ggf. die Schaffung weiterer Angebote erwägt. Desweiteren wird 
derzeit geprüft, ob in diesem Bereich Projekte im Rahmen des Europäischen 
Flüchtlingsfonds bei fachlich betroffenen Trägern angeregt und gefördert 
werden können. 
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Die Landesregierung versucht unter der steten Berücksichtigung des Kin-
deswohls den verhältnismäßig hohen hessischen Standards weiterhin Rech-
nung zu tragen. 
 
Frage 4. An welchen Hochschulen bzw. an welchen Fachbereichen oder Instituten von 

Hochschulen des Landes bestehen welche Forschungsansätze hinsichtlich der Lage 
traumatisierter Flüchtlinge? 

 
- An der Klinik für Psychosomatik und Psychotherapie der Justus-Liebig-

Universität Gießen besteht ein durch die Volkswagenstiftung finanziertes 
und in Kooperation mit der juristischen Fakultät der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf durchgeführtes Projekt "Die Wiederkehr der Fol-
ter? Interdisziplinäre Studie über eine extreme Form der Gewalt, ihre 
mediale Darstellung und ihre Ächtung", die sich mit der Begutachtung 
von Folter und Folterfolgen in aufenthaltsrechtlichen Verfahren aus juris-
tischer, psychologischer und medizinischer Sicht befasst.  

 In den zu diesem Zweck ausgewerteten 500 Prozessakten aus aufenthalts-
rechtlichen Verfahren, in denen Traumatisierungen geltend gemacht 
wurden, wird insbesondere die Problematik in den Blick genommen, 
dass Flüchtlinge oftmals sowohl an Konzentrations- und Gedächtnisstö-
rungen leiden, als auch aufgrund des erlittenen Traumas es bewusst ver-
meiden, Erinnerungen, die als zu belastend empfunden werden, wieder 
wachzurufen.  

 
- Am Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit der Fachhochschule 

Frankfurt besteht im Rahmen des Programms "Soziale Innovation im Al-
ter" ein Forschungsprojekt des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) zu den Spätfolgen von Traumatisierung durch Krieg und 
Verfolgung in Kindheit und Jugend am Beispiel von Holocaust-
Überlebenden und Kriegskindern in Deutschland.  

 Dieses Projekt, das sich mit den Erfahrungen und Verarbeitungsstrate-
gien heute alter Menschen beschäftigt, soll zugleich dazu beitragen, die 
Behandlung und Betreuung traumatisierter Kinder in der Gegenwart zu 
verbessern und Aufschluss darüber geben, wodurch die Resilienz der Be-
troffenen besonders unterstützt wird.   

 
- Am Fachbereich Sozialwesen der Hochschule Rhein Main ist bereits im 

Jahr 2000 eine Untersuchung zu der Frage entstanden, "Wie soziale Sys-
teme auf Massentraumatisierung nach Krieg und Diktatur reagieren kön-
nen". Einbezogen waren hier Deutschland, Argentinien, Südafrika und 
das ehemalige Jugoslawien. 

 
Frage 5. Wie viele unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es derzeit in Hessen und wie 

sind sie auf die Gebietskörperschaften verteilt? 
 
Nach Erhebungen des Hessischen Sozialministeriums waren in Hessen 562 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (Stand: 31.12.2010) in Einrichtungen 
der Jugendhilfe untergebracht. Die Verteilung auf die Hessischen Gebiets-
körperschaften erfolgt mittels einer halbjährlich festgesetzten Quote, welche 
vom Regierungspräsidium Darmstadt errechnet wird. Die Durchführung 
erfolgt gemeinsam mit den Clearingstellen und in Absprache mit den örtli-
chen Jugendämtern bzw. den aufnehmenden Jugendhilfeeinrichtungen. Eine 
Übersicht über die erfolgten Zuweisungen der letzten beiden Jahre ist als 
Anlage 1 beigefügt. Eine detaillierte Aufstellung über die in den Gebietskör-
perschaften aufhältigen umF liegt nicht vor.  
 
Frage 6. Wie gestaltet sich die Unterbringung während der Clearing-Phase? 
 
Bereits seit 1983 werden unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Einrich-
tungen der Jugendhilfe untergebracht. Das erste Aufnahmeheim zum Zwe-
cke der Inobhutnahme wurde 1988 (zunächst in Kronberg, danach in Frank-
furt am Main, das "Valentin-Senger-Haus") eingerichtet, eine zweite Wohn-
gruppe entstand in 2004. Insbesondere im letzten Jahr wurden die Aufnah-
mekapazitäten in den genannten Einrichtungen weiter erhöht, um dem ge-
steigerten  Bedarf  gerecht werden zu können. Darüber hinaus wurden die 
umF übergangsweise in anderen nicht spezifisch für diese 
 
Die Betreuung erfolgt in den Jugendhilfeeinrichtungen durch die sozialpäda-
gogischen Fachkräfte vor Ort. Das Clearingverfahren führen die Clearing-
stellen der beiden Jugendämter Frankfurt am Main und Gießen durch. 
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Frage 7. Wie unterstützt das Land die Jugendhilfeträger bei der Unterbringung und Betreu-
ung dieser Personengruppe? 

 
Das Personal der beiden Clearingstellen in Frankfurt am Main und Gießen 
wird vom Land Hessen bedarfsorientiert finanziert.  
 
Die Gebietskörperschaften sind verpflichtet, auch unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge aufzunehmen. Für die besondere Aufgabe der Betreuung von 
umF in den Jugendämtern wird auf Antrag ein Pauschbetrag gewährt. Ge-
mäß Erlass vom 17. August 2008 (siehe Anlage 2) sind die Kommunen 
verpflichtet, Jugendhilfeplätze zu melden bzw. bereitzustellen und gemäß 
ihrer Quote umF aufzunehmen. Sofern Schwierigkeiten in der Umsetzung 
dieser Vorgaben entstehen, steht das Hessische Sozialministerium beratend 
zur Verfügung. Regelmäßige Arbeitstreffen mit den Jugendämtern (Sozial-
dienst) zur Koordinierung der Aufnahme und Versorgung von umF sowie 
mit den Hessischen Jugendhilfeeinrichtungen und neuerdings auch mit Fach-
leuten der Kommunalen Spitzenverbände, wurden vom Sozialministerium 
angeregt und haben sich seit vielen Jahren als weitere Unterstützungsmaß-
nahme bewährt. 
 
Wiesbaden, 28. Februar 2011 

Stefan Grüttner 
 
Anlagen  
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 
 



              Anlage 1

Zuweisungen von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen

   Gebietskörperschaft 2009 2010

   Landkreis Bergstraße 8 14
   Landkreis Darmst.-Dieburg 15 10
   Landkreis Groß-Gerau 7 9
   Hochtaunuskreis 3 9
   Main-Kinzig-Kreis 15 20
   Main-Taunus-Kreis 8 7
   Odenwaldkreis 0 4
   Landkreis Offenbach 7 8
   Rheingau-Taunus-Kreis 5 7
   Wetteraukreis 6 13
   Stadt Darmstadt 0 0
   Stadt Frankfurt am Main 21 13
   Stadt Offenbach 0 0
   Stadt Wiesbaden 10 6
  Reg. Bez. Darmstadt 105 120
   Landkreis Gießen 8 11
   Lahn-Dill-Kreis 6 11
   Landkreis Limburg-Weilburg 4 7
   Landkreis Marburg-Biedenk. 17 13
   Vogelsbergkreis 1 6
  Reg. Bez. Gießen 36 48
   Landkreis Fulda 12 10
   Landkreis Hersfeld-Rotenburg 0 1
   Landkreis Kassel 7 8
   Schwalm-Eder-Kreis 9 12
   Landkr. Waldeck-Frankenberg 5 13
   Werra-Meißner-Kreis 5 0
   Stadt Kassel 1 1
  Reg. Bez. Kassel 39 45

 Hessen 180 213






















